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Vordruck zu benutzen. Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn eine selbständige Tätigkeit übertragen wird.

(2) Wer eine (laufende Leistung beantragt hat oder bezieht 
und Dienst- oder Werkleistungen gegen Vergütung erbringt, 
ist verpflichtet, dem Dienstberechtigten oder Besteller den für 
die Bescheinigung nach Absatz 1 vorgeschriebenen Vordruck 
vorzulegen.

§ 144
Ermittlungsrecht, Auskunftspflicht Dritter

(1) Die Arbeitsverwaltung ist befugt, Einsicht in Geschäfts­
bücher, Geschäftsunterlagen und Belege sowie in Listen, Ent­
geltverzeichnisse und Entgeltbelege für Heimarbeiter zu neh­
men, soweit dies zur Durchführung des Gesetzes erforderlich 
ist.

(2) Wer jemandem, der eine laufende Leistung beantragt 
hat oder bezieht, Leistungen gewährt, die geeignet sind, die 
laufende Leistung auszuschließen oder zu mindern, hat der 
Arbeitsverwaltung hierüber Auskunft zu erteilen, soweit es 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist.

(3) Wer jemandem, der eine laufende Leistung beantragt 
hat oder bezieht, zu Leistungen verpflichtet ist, die geeignet 
sind, die laufende Leistung auszuschließen oder zu mindern, 
hat der Arbeitsverwaltung hierüber sowie über sein Einkom­
men oder Vermögen Auskunft zu erteilen, soweit es zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist. Für die Fest­
stellung einer Unterhaltsverpflichtung gelten die familien­
rechtlichen Regelungen.

(4) Wer
1. jemanden, der eine laufende Leistung beantragt hat oder 

bezieht, oder dessen Ehegatten oder Partner einer ehe- 
ähmüichen Gemeinschaft oder

2. jemanden, der nach Absatz 3 zur Auskunft verpflichtet ist, 
beschäftigt, 'hat der Arbeitsverwaltung über die Beschäfti­
gung, insbesondere über das Arbeitsentgelt, Auskunft zu er­
teilen, soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes erforder­
lich ist. Die Arbeitsverwaltung darf eine Auskunft über die 
Beschäftigung des Partners einer eheähnlichen Gemeinschaft 
nur verfangen, wenn dieser im Einzelfall eingewilligt hat.

(5) Sind im Rahmen einer Bedürftigkeitsprüfung Einkom­
men oder Vermögen des Ehegatten oder des Partners einer 
eheähnl'ichen Gemeinschaft zu berücksichtigen, hat dieser 
Ehegatte oder Partner der Arbeitsverwaltung hierüber Aus­
kunft zu erteilen, soweit das zur Durchführung dieses Geset­
zes erforderlich ist.

(6) Auf Verlangen der Arbeitsverwaltung ist für eine 
schriftliche Auskunft nach den Absätzen 2 bis 5 der Vordruck 
der Arbeitsverwaltung zu benutzen.

§ 145
Scbadensersatzpflicht Dritter

Wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. eine Arbeitsbescheinigung nach § 133, eine Verdienstbe- 

scheinigung nach § 141 h Abs. 1 und 3 oder eine Bescheini­
gung über Nebeneinkommen nach § 143 Abs. 1 nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig aiusfüllt,

2. eine Auskunft, zu der er nach den §§ 141 g, 141 h Abs. 2 
oder § 144 Abs. 2, 3, 4 oder 5 verpflichtet ist, nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig erteilt oder

3. als vom Gericht bestellter Verwalter die Verpflichtungen 
nach § І41 i Satz 1 und 2 nicht erfüllt,

ist der Arbeitsverwaltung zum Ersatz des daraus entstande­
nen Schadens verpflichtet.

§ 146
Entscheidung über den Antrag

Die Entscheidungen über den Anspruch trifft der Direktor 
des Arbeitsamtes. Die Entscheidungen sind schriftlich bekannt­
zugeben.

§ 147 
Vorschüsse

(1) Besteht ein Anspruch auf Geldleistungen dem Grunde 
nach und ist zur Feststellung seiner Höhe voraussichtlich län­
gere Zeit erforderlich, kann das Arbeitsamt Vorschüsse zah­
len, deren Höhe es nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt. 
Es hat Vorschüsse nach Satz 1 zu zahlen, wenn der Berech­
tigte es beantragt; die Vorschußzahlung beginnt spätestens 
nach Ablauf eines Kalendermonats nach Eingang des An­
trags.

(2) Die Vorschüsse sind auf die zustehende Leistung anzu­
rechnen. Soweit sie diese übersteigen, sind sie vom Empfän­
ger zu erstatten.

(3) Der Erstaittungsanspruch ist
1. zu stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheb­

lichen Härten für den Leistungsempfänger verbunden 
wäre und der Anspruch durch die Stundung nicht ge­
fährdet wird,

2. niederzuschlagen, wenn feststeht, daß die Einziehung kei­
nen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Ein­
ziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs ste­
hen,

3. zu erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles für den Leistungsempfänger eine besondere Härte 
bedeuten würde.

§ 148
Zustellung von Pfändungsbeschlüssen

Bei Pfändung eines Geldleistungs- oder Erstattungsan­
spruchs gilt der Direktor des Arbeitsamtes, der über den 
Anspruch entschieden oder zu entscheiden hat, als Dritt­
schuldner im Sinne der Zivilprozeßordnung.

§ 149
Anzeige und Nachweis der Arbeitsunfähigkeit

(1) Wer Unterhaltsgeld, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen­
hilfe beantragt hat oder bezieht, hat dem Arbeitsamt die Ar­
beitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüg­
lich anzuzeigen.

(2) Er hat ferner spätestens vor Ablauf des dritten Kalen­
dertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche 
Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und die voraus­
sichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Dauert 
die Arbeitsunfähigkeit länger als in der ärztlichen Bescheini­
gung angegeben, so ist dem Arbeitsamt eine neue ärztliche 
Bescheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen müssen einen 
Vermerk des behandelnden Arztes darüber enthalten, daß 
dem Träger der Krankenversicherung unverzüglich eine Be­
scheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über 
den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfä­
higkeit übersandt wird.

§ 150
Pauschalbeträge für Berechnung 

des Nettoeinkommens
Soweit nach Vorschriften dieses Gesetzes Einkommen nach 

Abzug der Steuern, der Sozialversicherungsbeiträge und der 
an die Arbeitsverwaltung zu entrichtenden Beiträge anzu- 
rechnen oder zu berücksichtigen ist, kann der Minister für 
Arbeit und Soziales durch Anordnung für diese Abzüge Pau­
schalbeträge festsetzen.

Zweiter Unterabschnitt
Aufhebung von Entscheidungen und Rückzahlung 

von Leistungen

§ 151
Aufhebung von Entscheidungen

(1) Entscheidungen, durch die Leistungen nach diesem Ge­
setz bewilligt worden sind, sind insoweit e.u^zuheben, als die


